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Beklagte, Revisionsbeklegte und
Revisionsklägerin°

Der ’9‚ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom ”8° Dezember ”974 durch
den Vorsitzenden Richter Dr° H e u B n e r ,

die_

Richter Dr° F r i e d e r i c h s und

Dr° R e i n h o 1 d und die ehrenamtlichen

Richter D a n n e und H o e s c h

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen des Klägers und der Beklagten

wird das Urteil des Schleswig—Holsteinischen

Landessozialgerichts vom ”2. Dezember 4972 aufgeho—
ben und der Rechtsstreit an das Landessozialgericht
zurückverwiesen.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte drei frei—

willige Wehrübungen des Klägers in den Jahren 4955 bis ”955

über die bei der Neufeststellung des Altersruhegeldes des

Klägers als Ersatzzeiten angerechneten späteren Wehrübungen

hinaus ebenfalls als Ersatzzeiten gemäß 5 ”254 Abs„ “ Nr„ 4
der Reichsversicherungsorönung (RVG) anzurechnen hat und ob

diese berechtigt ist, bei der Rentennachzahlung die Verjäh—
rungsvorschrift des € 29 Abs„ 5 RVG anzuwenden.

Ier Kläger erhielt von der Beklagten auf Grund des Bescheids

vom 6° November 4962 Altersruhegeld° Nachdem er mit Schrei—

ben vom 25„ AUgUSt 497” die Neufeststellung des Altersruhe—
geldes begehrt hatte, weil er insgesamt sieben Wehrübungen

in den Jahren 4955 bis 4959 geleistet, jedoch diese in seinem

Rentenantrag nicht angegeben habe, erkannüädie Beklagte die

Kehrübungen vom 27° April bis 25" Mai ”956, 7. Juni bis

26° Juni 4957, 28° Juni bis 47„ Juli 4957 undxom 44„ August

bis 25‚ August 4959 als weitere Ersatzzeiten gemäß 5 ”254

fbs„ 4 Nr‚ 4 BVG an. Sie berechnete das Altersruhegeld des

Klägers unter Berücksichtigung der Zwischenzeitlichen Ren—
tenenpassungen neu„ Sie lehnte es jedoch ab, die thrübun—

gen vor dem 4° Oktober 4955 als Ersatzzeiten anzurechnen,

da das Wehrgesetz (WehrG) erst nach dem 50„ September 4955

in Kraft getreten sei. Die Zahlung des neu festgestellten

Ältersruhegeldes verfügte sie erst ab 4° September 4967,

da für die frühere Zeit der Anspruch gemäß 5 29 Abs„ 5 BVG

verjährt sei (Bescheid vom 4”„ Oktober 497’)„ Nach der
Rechtsmittelbelehrung des Bescheids kann gegen den Bescheid
Klege erhoben werder„ Ein Widerspruchsverfahren hat nicht

stattgefunden.
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Der Kläger hat in den beiden Vorinstanzen sein Begehren„ auch

seine Wehrübungen in den Jahren 4955 bis ”935 seien als Er—
satzzéiten anzuerkennen und rentensteigernd anzureohnen,

weiterverfolgt° Er hat ferner die Auffassung vertreten, sein

Zahlungsanspruch auf die neu festgestellte Rente sei für die

Zeit vor dem ”° September ”967 nicht nach 5 29 Abs° 5 RVO

verjährt‚

Während das Sozialgericht (SG) Itzehoe die Klage abgewiesen

hat (Urteil vom 24° Juni ”972), hat das Schleswig—Holstei-
nische Landessozialgericht (LSG) die Beklagte verurteilt,
die Wehrdienstzeit des Klägers vom ”4„ Juli bis 24° August

”955 als weitere Ersatzzeit zu berücksichtigen, im übrigen

aber die Berufung des Klägers zurückgewiesen; es hat die

Revision zugelassen (Urteil vom 42„ Dezember ”972)°

Der Kläger und die Beklagte haben gegen dieses Urteil Re—

vision eingelegt°

Der Kläger rügt eine Verletzung des 5 ”05 des Sozialgerichte-

gesetzes (SSG) und der 55 29 Abs, 3, ”25” Abs° ” Nr° 4 RVO‚

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Schleswig—Holsteinisohen LSG vom
42. Dezember 4972 teilweise abzuändern und das

Urteil des SG Itzehoevom 24„ Juni ”972 aufzuheben

sowie den Bescheid der Beklagten vom 41„ Oktober

”97“ teilweise aufzuheben und die Beklagte zu ver—
urteilen, die Wehrübungen des Klägers vom 260 Juni

bis 45‚ Juli 4935 und 28„ Januar bis 25„ Februar

4935 als weitere Ersatzzeiten gemäß 5 ”25” Abs° “
Nr‚ 4 EVO rentensteigernd auf sein Altersruhegeld

enzurechnen und ihn dementsprechend neu zu beschei—

den sowie ihm das sich daraus ergebende ßltersruhe—

geld auch für die Zeit vom 4‚ Februar ”962 bis

54. August 4967 zu gewähren°
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Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen und

— zur eigenen Revision —
das Urteil des Schleswig—Holsteinischen LSG vom

42, Dezember ”972 auch insoweit aufzuheben, als es der

Berufung des Klägers stattgegeben hat°

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

II

fuf die Revisionen des Klägers und der Beklagten ist das

Urteil des LSG mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

eufzuheben und der Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das ISC zurückzuverweisen.

”. Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, daß

das Rechtsschutzbedürfnis für das Begehren des Klägers nach

inerkennung und Anrechnung weiterer Ersatzzeiten gegeben ist„

Hit Recht ist das LSG auf das Begehren des Klägers, drei wei—

tere Wehrübungen als Ersatzzeiten anerkannt und auf des Alters-

ruhegeld angerechnet zu erhalten, eingegangen, obschon es zwei-
felhaft sein konnte, ob sich eine solche Anrechnung rentenstei-

gernd ausvirkt° Nachdem die Beklagte in dem streitigen Neufest—

atellungsbescheid nur die Wehrübungen des Klägers aus der Zeit
nach dem 4, Oktober 4935 als weitere Ersatzzeiten rentensteigernd

auf dessen ßltersruhegeld angerechnet hatte, nicht aber dieje—

nigen aus der davor liegenden Zeit, hätte dem Kläger für die
Ueiterverfolgung seines Anspruchs wegen der abgelehnten Zeiten

nur dann das Rechtsschutzbedürfnis verweigert werden dürfen,

nenn seine Rechtsverfolgung insofern zweckwidrig gewesen wäre,

Denn für alle Gerichtsverfahren ist — mögen auch in Einzelhei—
ten unterschiedliche Auffassungen bestehen — in Rechtsprechung

und im Schrifttum allgemein anerkannt, daß das in jeder Lage
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des gerichtlichen Verfahrens von Amts wegen zu prüfende
Rechteschutzbedürfnis als-Sachurteilsvoraussetzung (Prozeß—
voraussetzung) darauf abzielt, zweckwidrige Prozesse zu ver—
hindern° Wenn wegen des verfolgten, aber zu mißbilligenden
Prozeßzwecks der Rechtsstreit nicht rechtsschutzwürdig ist,

3011 das Gericht davor bewahrt bleiben, den Streit in der
Sache selbst zu prüfen und zu entscheiden° Durch das Erfor—

6ernis des Recnt3$dhut2bedürfnisses wird ein dem Gesetzes—
ZWeck widersprechender Mißbrauch der Rechtsschutzeinrichtun—

gen vermieden, zoB° wenn über den Anspruch bereits ein Urteil
oder ein sonstiger Vollstreckungstitel vorliegt oder auf ein—

facherem Wege (RGZ 450, 248: im Kostenfestsetzungsverfahrcn)

zu erlangen iSt (Vgl° Stein/Jonas/Schumann/Lsipold, 230,
49„ Aufl° 4968, Verbem° vor 5 255 III 4, insbesondere & c;
Zöller/Karch, ZPO, 44„ ßufl° “974, Vorbema vor @ 253 [ II 2 a;
Eyermann/Fröhler‚ VwGO,6° Aufi‚ 4974, g 42, Anm° 404, 404 &;
Grunsky, Grundlagen des Verfahrensrechts, 4970, 8° 350, 352;
Henckel, Prozeßrecht und materielles Recht, 4970, S„ 44 ,
426)„

DemKläger ist es nicht verwehrt, Worauf er zutreffend in
seiner Revisionsbegründung abhebt, die ihm von der Beklagten
versagte ■nrechnung weiterer Ersatzzeiten vor Gericht zu er-
streben. Darin liegt kein Rechtsmißbrauch° Dies gilt auch für
die Revision, mit der der Kläger den ßnspruch auf Lnerkennung
und Anrechnung von zwei Wehrübungen als Ersatzzeiten weiter—

verfolgt, nachdem er im zweiten Rechtszug sein Klageziel hin—

sichtlich der dritten Wehrübung («4° Juli bis 24„ August 4935)

erreicht hat. Das Rechtsschutzbedürfnis für die Revision ent-
fällt auch dann nicht, wenn der Kläger mit seiner Revision

zvar durchdringen würde, die zusätzliche Berücksichtigung

öer beiden Wehrübungen vom 26„ Juni bis 45„ Juli 4953 und

98° Januar bis 25„ Februar 4935, wie dies das LSG in seinem
Urteil erläutert hat, zu keinem höheren Altersruhegeld führen
sollte. S*lbst wenn ein Obsiegen des Klägers ein solches Br—
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gebnis haben sollte, könnte dem Begehren des Klägers nicht mit

Erfolg entgegengehalten werden, es sei rechtsmißbräuchlich und

daher rechtsschutzunwürdig° Der Kläger hat auch dann einen

■nspruch darauf, daß eine Ersatzzeit anerkannt und angerechnet

wird, wenn die so verfügte Anrechnrng der Ersatzzeit sich nicht

in einem höheren Zahlbetrag,auswirkt° Jeder Versicherte kann

nämlich verlangen, daß bei der Rentenberechnung alle Rech—

nungsgrößen seines Falles erfaßt und auch rechnerisch berück-

sichtigt werden„ Dabei ist es unerheblich, ob von dieser voll—

ständigen Rentenberechnung ein höheres Zahlbetragsergebnis

zu erwarten ist° Selbst wenn dies nach dem derzeitigen Rechts-

stand nicht der Fall sein sollte, ist es nach der Erfahrung

über die Entwicklung des Rentenversicherungsrechts nicht aus—
zuschließen, daß eine spätere Rechtsänderung — bisherige Rechts—

änderungen im Rentenversicherungsrecht haben zumeist zu Lei—

stungsverbesserungen geführt — auch eine rentcnsteigcrndo An—

rcchenbarkeit von Ersatzzeiten zur Folge haben kann, die im

hisherigen Recht fehlte°

2. Der streitige Bescheid ist entgegen der Auffassung beider

Beteiligter ein solcher über die Neufeststellung des ßlters—
iuhegeldes des Klägers° Dieser Bescheid, in dem die Beklagte

<cm Verlangen des Klägers, alle von ihm bezeichneten Wehr—

übungen als Ersatzzeiten gemäß @ 425“ lbs° ” Nr:) 4 RVO anzu—

rechnen, nur teilweise entsprochen hat, ist allerdings nicht

ausdrücklich als Neufeststcllungsbescheid bezeichnet° Jedoch
ergibt sich sowohl aus den Worten "neu festgestellt" und

”Neufeststellung" im Text des Bescheids als auch aus dessen

Gesamtinhalt, daß die Beklagte sich davon überzeugt hatte,
daß sie das Altersruhegeld zu niedrig festgestellt hatte

und daher nunmehr das Altersruhegeld neu feststelltg,indem
sie die Wehrübungen des Klägers nach dem “„ Oktober ”935 als

Ersetzzeiten rentensteigernd anrechnete°

Die Beklagte möchte allerdings ihren Bescheid vom 44„ Oktober
497“ nicht als Neufeststellungsbescheid gemäß % ”ZOO RVG
behandelt wissen. Sie macht gehend, sie sei zu einer Neu—
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feststellung nicht befugt gewesen„ Eine Neufeststellung setze

nämlich voraus, daß der frühere Bescheid bindend geworden sei,

Das sei aber nicht der Fall gewesen, weil ihr Bescheid vom
6. November_”962 dem Kläger nicht ordnungsgemäß zugestellt

werden sei, sich zumindest aber die Zustellung nicht fest—

stellen lasse.

Damit vermag die Beklagte nicht durchzudringen° Eine Neufest—

stellung gemäß % 4300 EVO setzt allerdings voraus, daß der
frühere Bescheid, durch den eine Leistung zu Unrecht abge—

lehnt, entzogen, eingestellt oder zu niedrig festgestellt

werden ist, bindend geworden sein muß° Ferner ist es auch

zutreffend, daß die Erteilung eines förmlichen Rentenfeststel—

lungsbescheids — um einen solchen handelt es sich bei dem

Bescheid vom 6° November ”962 — Zustellung bedeutet (@ 4634

Abs. 4 Satz ” und Abs„ 5 RVG; BSG SOZR Nr, 7 zu € ”288 EVO

Bl. A a 9 mit weiteren Nachweisen)° Hier kann jedoch dahin-

stehen, ob und wie der Bescheid vom 6‚ November 4962 dem

Kläger,zugéstellt werden ist° Denn jedenfalls hat er ihn

erhalten, Dies ergibt sich nicht zuletzt daraus, daß der

Kläger bis zu seinem Schreiben vom 27° August ”974 das ■l—

tersruhegeld in einer Zeitspanne von 8 3/4 Jahren wider—

spruchslos entgegengenommen und ferner sich in dem genannten

Schreiben unter "Betrifft" auf den Bescheid vom 60 November

4962 bezogen hat° Als der Kläger zu einem nicht mehr fest—

stellbaren Zeitpunkt den Bescheid erhielt, ist der Bescheid

auch wirksam gevorden° Selbst die Beklagte ist davon ausge«

gangen, hat sie doch auf Grund dieses Bescheids dem Kläger

das Altersruhegeld jahrelang und einschränkungslos gewährt

(vgl° BSG SozR Nrn° 4 und 2 zu 5 9 des Verwaltungszustel—

lunsseesetzcs - VwZG_ mit weiteren Nachweisen)° Die Beklagte
muß sich zudem entgegenhalten lassen, daß es ihr obgelegen

hat, für eine ordnungsgemäße Zustellung und den Nachweis

der erfolgten Zustellung Sorge zu tragen° Wenn sie diese

Pflichten nicht hinreichend beachtet, gleichwohl aber über
eine Zeit von 8 3/4 Jahren ihre Leistungen erbracht hat,
stellt es eine unzulässige Rechtsausübung dar, wenn sie die
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von ihr zu verantwortenden Mängel nunmehr gegen den Kläger

verwenden will, um die Rechtsnatur des Bescheids vom 44„ Ok—

tober 4974 als Neufeststellungsbescheid gemäß % "ZOO RVG

leugnen zu können,

Die Beklagte fügte ihrem Neufeststellungsbescheid eine un—
richtige Rechtsmittelbelehrung bei° In dieser ist darauf

verwiesen, daß gegen den Bescheid Klage erhoben werden könne,

.während richtigerweise die Belehrung dahin hätte lauten müssen,

daß ein Vorverfahren (55 78, 79 Nr° 2 SGG) durch Erhebung des

Widerspruchs (@ 85 SGG) eingeleitet werden könne° Diesen Rechts—
fehler haben beide Vorinstanzen unbeschtet gelärsen° Der Klage,

mit der die Verurteilung zum Erlaß eines abgelehnten Verwal«

tungsakts begehrt wird (Verpflichtungsklage), hat zwingend

ein Vorverfahren vorauszugehen (@ 79 Nr° 2 SGG)°

Ein Vorverfahren wäre auch noch aus einem weiteren Grund er—

forderlich gewesen° Die Beklagte hat nämlich in ihrem Be—
scheid vom 44° Oktober 4974 die Zahlung des neu festgestell-

ten $ltersruhegeldes unter ausdrücklicher Berufung auf Ver—

jährung (% 29 Abs° 3 BVG) erst zum 4° September 4967 aufge—
nommen, In einem Fall, in dem eine Rentenleistung ausschließ—

lich mit der Begründung abgelehnt wird, der Anspruch sei

gemäß 5 29 Abs° 3 BVG veräährt, ist der Bescheid vor Erhe—

bung der Klage gemäß 55 78, 79 Nr° 4 SGG_in einem Vorverfah—
ren nachzuprüfen (BSG SozR Nrn° 44 und 46 zu 5 79 SGG)"

In der — offenbar durch die unrichtige Rechtsmittelbelehrung
veranlaßten — Klage ist der verfahrensrechtlich erforderliche

Viderspruch mit enthalten (BSG SozR Nr° 44 zu 5 79 SGG)°
Damit ist die Widerspruchsfrist von einem Monat nach Bekannt—

gabe des Verwaltungsakts an den Kläger (@ 84 Abs„ 4 SGC) ge—
wehrt° Das LSG hätte dem Kläger Gelegenheit geben müssen,

das aus doppeltem Grunde erforderliche Vorverfahren nach—

träglich durchzuführen, um nach Erlaß des Widerspruchsbe—

scheids auch diesen in seine Prüfung mit einbeziehen zu
können (BSG aaO)° Damit so verfahren werden kann, ist es er—
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forderlieh, auf die Revisionen des Klägers und der Beklagten

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Fest—

stellungen aufzuheben und den Rechtsstreit an das ISG zurück—

zuverweisen.

3, Sollte dem Widerspruch nicht abgeholfen werden, wird das
LSG bei seiner neuen Entscheidung folgendes mit zu beachten

haben:

Dem Gericht sind bei seiner Überprüfung der Entscheidung der
Beklagten über die Neufeststellung des Altersruhegeldes des
Klägers Grenzen gesetzt° Seine Prüfungsbefugnis geht dahin,

festzustellen, ob die Beklagte offensichtlich fehlerhaft

gehandelt hat, als sie ihre ablehnende Überzeugung bildete

(BSGE 49, 95, 95 = SozR Nr, 4 zu 5 4500 eve; BSGE28, 473,” 5

: SozR Nr. 7 zu 5 1500 EVO; BSGE 28, ”79, 482 = SozR Nr° 49

zu 5 403 SSG)° Die Gerichte der Sezielgerichtsbarkeit dürfen

den Rentenversieherungsträger nur dann als von der Rechts-

widrigkeit des früheren Beseheids — hier des bindend gover—
denen Bescheids vom 6. November 1962 — überzeugt ansehen

und ihn dazu verurteilen, den begehrten günstigeren Neufest—

stellungsbescheid zu erlassen, wenn der frühere Bescheid so

offensichtlich rechtswidrig ist, daß der Rentenversicherungs—

träger bei der ihm obliegenden Neuprüfung hätte dazu gelangen

müssen, sich von der Rechtswidrigkeit zu überzeugen (ESGE 28,

473, ”75 mit weiteren Nachweisen).

Dabei sind zwei Fragenbereiche wesentlich° Der eine betrifft

die Frage, ob die drei Wehrübungen des Klägers aus der Zeit

vor dem 1° Oktober 4955 als Ersatzzeiten gemäß € "254 Abs° 4Fr„l

RVG anzuerkennen sind, der andere die Frage, ob die Beklagte

berechtigt ist, sich bei der Rentennachzahlung auf Grund der

Neufeststellung auf die Verjährung gemäß 5 29 Abs° 5 BVG zu
berufen.

Gemäß 5 4254 Abs° ” Nr° ? RVG werden als Ersatzzeiten ange—
rechnet u„a° Zeiten des militärischen oder militärähnliehen
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Dienstes LS° der 55 2 und 5 des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG), der auf Grund gesetzlicher Dienst— oder Wehrpflicht

oder während eines Krieges geleistet werden ist" Da der Kläger

die drei Wehrübungen‚ die zweifelsfrei militärischen Dienst

darstellten (@ 2 BVG), nicht während eines Krieges geleistet

hat, müßten sie, um als Ersatzzeiten anerkannt werden Zu

können, auf Grund gesetzlicher Dienst— oder Wehrpflicht abge—
leistet werden sein (vgl° Brackmann, Handbuch der Sozialver—

sicherung, III, S° 674 e — 54° Nachtrag Februar 4969 -;
Koch/Hartmann/von Altrock/Fürst, AVG, @ 28 B 5 — 25° Liefe—

rung, Stand: Juni 4972 —)„ Dazu reicht nicht aus, worauf
der Kläger abheben will, daß ihm von seinem damaligen Dienst—

vorgesetzten durch dienstliche Weisung, die wiederum auf

Grund geheim gehaltener Anordnung ergangen sei, auferlegt

vorden ist, die Wehrübungen abzuleisten, er sich diesen Wei—

sungen als Beamter auch nicht habe entziehen können, anderen—

falls er unter den damaligen Verhältnissen mit wesentlichen

Üechteilen habe rechnen müssen° Die Heranziehung zu einer

militärischen Dienstleistung in der vom Kläger beschriebe—

nen Weise mag durchaus als Eingriff von "hoher Hand" gelten

können, wie dies Grundvoraussetzung für alle Ersatzzeittat—

bestände des % 4254 Abs" 4 RVO ist (vgl.° BSG SozR Nrn° 3, 54

und 58 zu $ 4254 RVG)° Jedoch ist nicht jede militärische
Dienstleistung vom Gesetzgeber in 5 4254 „£bs° ” Nr° ” RVG

zum Ersatzzeittatbestand erhoben worden, sondern nur eine

solche, die auf Grund einer gesetzlichen Dienst— oder Wehr-

nflicht oder — was hier außer Betracht bleiben kann — während

eines Krieges erfolgte (BSG SOZR Nr° 40 zu 5 4254 RVG)° Wie
die Gleichsetzung von Dienstpflicht und Wehrpflicht erkennen

läßt, ist hier nur eine der Wehrpflicht entsprechende Dienst—
pflicht gemeint, wie dies insbesondere durch die Bezugnahme

auf die zahlreichen militärähnlichen Dienste des 5 3 BVG

klargestellt ist° Die allgemeine beamtenrechtliche Dienst—

pflicht fällt nicht unter den militärähnlichen Dienst (5 3

Abs° 4 BVG)° Im Hinblick auf die vom Gesetzgeber bestimmten

und von ihm eingegrenzten einzelnen Ersatzzeittatbestände

verbietet sich eine entsprechende Anwendung des @ 4254 ßbs„ 4

Pr, ” RVG,
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Die Wehrpflicht kraft Gesetzes bestand seit dem 24„ Mai 4935

und nicht erst, wovon die Beklagte bisher ausgegangen ist,

seit dem 4° Oktober 4955" Die Wehrpflicht beruhte

auf dem WehrG vom 24, Mai 4955 (BGBl 4935 I 609)° Das WehrG
ist mit dem Tage der Verkündung in Kraft getreten (@ 38
Abs° 4 WehrG; vgl.° dazu: Sander, Wehrdienst als Ersatzzeit

auch vor dem 4° Oktober 4935, DAngVers 4969, 69, 72), Ge—

mäß % ” Abs° 2 WehrG war jeder deutsche Mann wehrpflichtigo
Die Wehrpflicht dauerte vom vollendeten 48° Lebensjahr bis

zu dem auf die Vollendung des 45° Lebensjahres folgenden

5”. März (@ 4 WehrG) und wurde durch den Wehrdienst erfüllt

(5 ? Abs° 4 Satz ” WehrG)o Beim Wehrdienst wurde zwischen
dem aktiven Wehrdienst (@ 7 Abs° 4 Buchst“ 3 Nrn. 4 bis 4
WehrG) und dem Wehrdienst im Beurlaubtenstand (% ? Abso ”

Buchst. b Nrn° 4 bis 5 WehrG) unterschieden, wozu die Reser—

ve, die Ersatzreserve und die Landwehr zählten° Zur Land—

wehr gehörten die Wehrpflichtigen vom 4. April des Kalender—

jahres, in dem sie ihr 35„ Lebensjahr vollendeten, bis zu
dem auf die Vollendung des 45° Lebensjahres folgenden

34. März (5 44 WehrG)° Gemäß 5 20 WehrG konnte der Reichs—

kriegeminister die Wehrpflichtigen der Reserve, der Ersatz—

reserve und der Landwehr zu Übungen einberufen und Vor—

schriften für ihre sonstige Weiterbildung veranlassen°

Mit der Verkündung des WehrG (24° Mai 4935) war der am
24° März 4900 geborene Kläger wehrpflichtig. Er war auf

Grund seines Alters Angehöriger der Landwehr (% 44 WehrG) und
stand als solcher im Wehrdienst im Beurlaubtenstend {@ 7

..”be° 4 Buchst. b WehrG)° Die Wehrübung vom 440 Juli bis

24. August 4955 leistete er als Wehrpflichtiger (% ? Abs° 4
Buchst° a Nr° 4, 5 20 WehrG). Insofern ist diese Wehrübung

eine Ersatzzeit gemäß 5 "254 Abs, 4 Nr° 4 EVO°

Die im Schrifttum (Jantz/Zweng/Pappai, Das neue Recht der
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten, 20 ßufl„,

@ 425” B I 4 c, bb — 4° Lieferung, Stand: Januar 4974;

Brackmann, aaO, S, 674 e — 34° Nachtrag Februar 4969 —) ver—
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tretene Auffassung, die Wehrpflicht auf Grund des WehrG habe

frühestens erst am 4„ Oktober 4955 begonnen, findet in diesem

Gesetz keine Stütze (richtig dagegen: VerbKomm„ EVO 5 4254,

Anm„ 12—45, Ergänzung 4, Juli 4975 —-)° Diese irrige Meinung

mag sich deshalb gebildet haben, weil die Wehrpflichtigen

des Geburtsjahrgangs 49”4 zur Erfüllung der aktiven Dienst—

pflicht im Herbst 4955 und die Wehrpflichtigen des Geburts—

Jahrgangs ”9”O in Ostpreußen am “„ Oktober 4955 zur Erfüllung

ihres aktiven Wehrdienstes herangezogen wurden (vgl° Absolon,

Vehrgesetz und Wehrdienst 4955 — 4945, Das Personalwesen in der

Wehrmacht, ”960, S° ”54, 456)„ Der damalige aktive Wehrdienst

(% ? Abs° 4 Buchst° a Wehrß) ist aber deutlich zu trennen von
dem ebenfalls der Wehrpflicht unterliegenden Wehrdienst im

Beurlaubtenstand (@ 7 Abs° 4 Buchst„ b WehrG), dessen Wehr—
pflichtige der Reserve, der Ersatzreserve und der Landwehr

vom Reichskriegsminister zu Übungen einberufen werden konnten
(5 20 WehrG) und die dann während der Übungen im aktiven Wehr—

dienst standen (@ ? Abs° ” Buehst° a Nr° 4 WehrG)° Soweit sich

die Beteiligten auf die Ausführungen von Sander (Dßnchrs ”969,

69, 2”9) und Brigmann (DßngVers 4969, 2”8) berufen, verkennen
sie zum einen ebenfalls die Unterscheidung zwischen dem akti—

ven Wehrdienst der Wehrpflichtigen während der Erfüllung der

aktiven Dienstpflicht nach 5 8 Abso 1 WehrG und dem Wehr—
dienst im Beurlaubtenstand mit der Möglichkeit der Heranzie-

hung zu Übungen, und zwar mit der Folge, daß der Übende wäh—

rend der Übung ebenfalls im aktiven Wehrdienst stand° Zum an—
deren übersehen sie, daß Sander (aaO, 70) bewußt davon abge—

sehen hat, auf die Ersatzzeiten bei Übungen einzugehen„ Unter

?c1ücksiehtigung dieser Rechtslage sind die beiden Wehrübun—

Ces Klägers vom 26° Juni bis 45° Juli 4955 und 28° Januar

bis 25, Februar 4955 keine Ersatzzeiten gemäß 5 "254 ßbs° @

Kr, ”

gen

EVO, weil sie nicht auf Grund einer gesetzlichen Dienst—

oder Uehrpflicht geleistet wurden„ Daran ändert auch nichts

der Umstand, daß dem Gesetzgeber der Ersatzzeitenregelung be-

kannt war, daß bereits vor Einführung der gesetzlichen Wehr—
pflicht durch das WehrG vom 21, Mai 4955 die Wehrmacht unter

strenger Tarnung im geheimen seit mindestens dem ”„ Oktober 4955
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in mannigfacher Weise aufgebaut worden war (vgl. ßbsolon,l

aaO., S. 72 ff, 75 f mit weiteren Nachweisen)‚ Wenn der Ge—
setzgeber trotz Kenntnis dieser historischen Gegebenheiten da—

von abgesehen hat, auch militärische Dienstleistungen aus der

geheimen Aufbauzeit der Wehrmacht mit in die Ersatzzeiten—

regelung des 5 4254 Abs° 4 Nr° ” RVG einzubeziehen, liegt

hierin entgegen der_Auffassung des Klägers kein Verstoß gegen
’ßrt° 5 des Grundgesetzes (GG). Der Gesetzgeber ist in der

Gesetzesgestaltung weitgehend frei° Soweit der Kläger dem Ge—

setzgeber eine Unterlassung dahin vorwerfen möchte, er habe

die Ersatzzeitenregelung nicht nur an eine gesetzliche Dienste

oder Wehrpflicht außerhalb von Kriegszeiten binden dürfen,

kann er sich hierzu nicht auf einen ausdrücklichen Auftrag

des Grundgesetzes (GG) berufen, der Inhalt und Umfang der Gem

setzgebungspflicht im wesentlichen umgrenzt hätte (vgl°

BVerfGE 6, 264; 44, 264; 42, ”42; 25, 249)° Daß der Gesetzgeber

aber willkürlich die Gruppe der in den geheimen Aufbauzeiten
[er Wehrmacht zu militärischen Dienstleistungen herangezoge—

nen Personen nicht mit in den Ersatzzeitentatbestand des

% ”251 Abs° 4 Nr° ” RVG eingeschlossen hat, iSt nicht erkenn—.

bar. Der dort verfügten, freilich eingrenzenden Bindung
an

eine gesetzliche Dienst— oder Wehrpflicht ist eine sachliche
Berechtigung nicht abzusprechen, so daß die Vorschrift des

5 4251 Abs° 4 Nr° ” RVG nicht verfassungswidrig ist und damit

die Voraussetzung dafür fehlt, gemäß Art° 400 Abs, 1 Satz ” GG
das Verfahren auszusetzen und die Entscheidung des Bundes-

verfassungsgeriChts einzuholenc

Die zweite wesentliche Frage des Falles, nämlich diejenige, ob
die Beklagte berechtigt ist, sich bei einer Neufeststcllung
auf die Verjährungsvorschrift des 5 29 Abs° } RVG zu

berufen,

hat das LSG bejaht, indem es sich auf die höchstrichterliche

Rechtsprechung (BSGE 49, 95, 96 = SozR Nr„ 4 zu @ ”EGO RVG;

BSGE 28, 282, 285 = SozR Nr° 44 aaO; SozR Nr, 5 aaO) berufen

hat. Für eine unzulässige Rechtsausübung der Beklagten hat es
nach Lage des Falles keinen Anhalt gesehen° Dem ist beizu—

stimmen° Der auch in der Revisionsinstanz weiterverfolgte Ein-

wand des Klägers, die Vérjährungsvorschrift des @ 29 Abs, 3
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EVO könne wegen unzulässiger Rechtsausühung deshalb nicht

angewendet werden, weil er, der Kläger, von zwei Sachbe—

arbeitern des Versicherungsamts (VA) Kiel falsch belehrt
vorden sei und deshalb in seinem Rentenantrag die wehrübun—

gen nicht angegeben habe, geht fehl. Der Einwand kann aller—

dings nicht, wie das LSG meint, damit abgetan werden, der

Kläger habe als Beamter der Finanzverwaltung Verwaltungser—

fahrung und habe deshalb die Übungszeiten dennoch in dem

Rentenantrag aufführen müssen° Dem Einwand ist vielmehr

anders zu begegnen: Die Versicherungsämter nehmen gemäß

% }? RVG ihre Aufgaben als eigene Aufgaben wahr° Falsche
Auskünfte der Beamten und Angestellten eines VA binden den

Versicherungsträger nicht (BSGE 44, 95, 96; Casselmann in

Koch/Hartmann/Casselmann/Friederichs/Kaltenbach, Bd? V,

5 5? BVG II 5)„ Auch eine etwaige Schadensersatzpflicht
der Gemeinde, bei der das VA eingerichtet ist, wegen der

falschen ßuskunft von Bediensteten des VA (5 859 des Bür—

gerlichen Greetzbuches i„V„m° Art° 34 GG; vgl‚ dazu: BGH,

VersR 4970, 7”? mit weiteren Nachweisen; Bender, Staatshafe

tungsrecht, ”97”, RdoNrn° 20”, 220; Casselmann, aaO, II 4)

ist für die Zulässigkeit der Rechtsausübung durch Anwendung

der Verjährungsvorschrift des 5 29 Abs° 5 BVG entgegen
der Auffassung des Klägers ohne Belang„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..45__

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließenden

Entscheidung vorbehalten,
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